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Pressemeldung  

AWO unterstützt „Pariser Erklärung" 

Berlin/Paris, 07. März 2019. France Terre d’Asile, Heinrich Böll Stiftung, Cimade, Forum 
Refugees, Caritas Deutschland, Diakonie Deutschland, Paritätischer Gesamtverband, Pro 
Asyl und der AWO Bundesverband haben die „Pariser Erklärung“ unterzeichnet. 

Die Unterzeichner dieser Erklärung sind Akteurinnen und Akteure aus Deutschland und 
Frankreich, die sich tagtäglich um die Aufnahme, Beratung und Betreuung von Flüchtlingen 
kümmern. Sie wollen gemeinsam unterstreichen, dass das individuelle Recht auf Schutz und 
Asyl ebenso wie die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und der Wahrung der Menschenrechte, wie in Artikel 2 des Vertrages 
über die Europäische Union verankert, für die Europäische Union konstitutiv sind. Während 
Regierungen und Parteien in Deutschland wie in Frankreich und anderswo in Europa 
versuchen, das Thema der europäischen Asyl- und Migrationspolitik zu instrumentalisieren, 
ist es an zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure wie Vereinen, Verbänden und 
anderen Organisationen wie auch Städten, sich jetzt gemeinsam öffentlich zu äußern. Die 
Länder der Europäischen Union müssen sich auf eine Flüchtlingspolitik verständigen, die 
den Schutz und die Interessen der Flüchtlinge als auch die Situation der Mitgliedstaaten an 
den Außengrenzen und im Zentrum berücksichtigt und der Verantwortung Europas auch für 
Fluchtursachen gerecht wird. Das individuelle Asylrecht ist ein Menschenrecht und darf nicht 
eingeschränkt werden. 

Die europäischen Regierungen handeln sehr unterschiedlich im Hinblick auf globale 
Herausforderungen des Flüchtlingsschutzes, sie folgen oft einer Logik der internen 
politischen Situation und der nationalen Interessen, häufig getrieben von einer einseitig 
aufgeheizten öffentlichen Debatte, in der oft Mythen statt Fakten dominieren.  Die 
Handlungsunfähigkeit der europäischen Institutionen spiegelt die Uneinigkeit der 
Mitgliedstaaten wider. Die Mitgliedsstaaten und die EU zeigen Einigkeit nur auf dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner: der stärkeren Überwachung und Absicherung der 
Außengrenzen und Verlagerung der Schutzverantwortung in Richtung  Dritt-, Transit- und 
Herkunftsstaaten. 

Die Folge davon ist ein härter werdender Kurs in der Asyl- und Migrationspolitik, der in allen 
europäischen Ländern zu beobachten ist. Diese Entwicklung ruft zunehmend 
Verteidigerinnen und Verteidiger der Grund- und Menschenrechte von Flüchtlingen und 
Migrantinnen und Migranten auf den Plan. Angesichts dessen sind zivilgesellschaftliche 
Akteurinnen und Akteure wie Vereine, Verbände und andere Organisationen ebenso wie 
Städte gefordert, die im Bereich der Aufnahme und Betreuung von Flüchtlingen und 
Migrantinnen und Migranten tätig sind, sich deutlich und gemeinsam in Europa zu Wort zu 
melden - und das nicht nur in Bezug auf ihre Praxiserfahrungen, sondern auch in Bezug auf 
Antworten auf die politischen und gesellschaftspolitischen Herausforderungen, die damit 
verbunden sind. Integration gelingt nicht von alleine. Wir benötigen eine Integrationspolitik, 
die Mittel und Personen bereitstellt, die Integration fördern. Und wir benötigen Antworten, wie 
wir in einer vielfältiger werdenden Gesellschaft leben wollen.  

Gemeinsam wollen wir Vereine, Verbände und Organisationen wie auch Städte aus diesem 
Bereich zusammenbringen, zunächst vor allem aus Frankreich und Deutschland, 



anschließend aus mehreren europäischen Ländern. Zunächst in Paris, dann in Berlin und in 
anderen europäischen Kommunen, die sich daran beteiligen wollen, um sich auszutauschen, 
sich gegenseitig zu unterstützen, Analysen und Forschungsergebnisse von Expertinnen und 
Expertinnen einzuholen, um auf dieser Basis ein gemeinsames Netzwerk aufzubauen. So 
können wir gemeinsam zur Debatte in Europa beitragen, dort Erfahrungen, Expertise und 
Impulse einbringen. 

Bereits jetzt können wir die wichtigsten Forderungen nennen, die für uns alle zentral sind:   

Unbedingte Beachtung des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung (Non-Refoulement), ein in 
der Genfer Konvention verankerter Grundsatz, und zwar an allen Grenzen Europas; 

keine Kriminalisierung von Akteurinnen und Akteuren der Zivilgesellschaft, die 
Schutzsuchenden lebenswichtige Hilfe und Unterstützung bieten; 

Vorrang der Seenotrettung und die sofortige Aufnahme von auf See geretteten und 
sonstigen an den Außengrenzen und in europäischen Häfen ankommenden Menschen. Es 
braucht einen solidarischen Verteilungsmechanismus zwischen europäischen Staaten, der 
das Recht auf ein faires Asylverfahren sicherstellt. Die Initiative "Sicheren Häfen" von über 
40 deutschen Städten ist hier ein wichtiges Beispiel; 

Stärkung der Rolle der Städte und Kommunen bei der Integration von Asylbewerberinnen 
und Asylbewerbern und Flüchtlingen sowie die sich bildenden Netzwerke von „solidarischen 
Städten".  

Die Aufnahme von Flüchtlingen ist eine Investition in die Zukunft unserer Gesellschaft. Für 
eine gelungene Integration und die Förderung ihrer Potentiale sind die Umstände ihrer 
Ankunft entscheidend. Erforderlich und hilfreich sind Wertschätzung der Flüchtlinge, eine 
menschenwürdige Unterbringung in der Mitte unserer Gesellschaft sowie ein möglichst 
schneller Zugang zu Kindertagesstätten, Schule, Ausbildung und Arbeit. 

Ausgangspunkt der Pariser Erklärung ist eine deutsch-französische Initiative, an der sich die 
Organisationen der beiden Länder beteiligen, die das Thema vorantreiben wollen und diese 
Frage nicht den Hetzkampagnen des rechtsextremen Lagers überlassen wollen. Ausgehend 
von einem deutsch-französischen Tandem, soll ein Netzwerk entwickelt werden und ein 
regelmäßiges Austauschformat mit zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren und 
Kommunen weiterer europäischer Städte aufgebaut werden.  

----------------------------------------------------------------------------------------------- 

Die Arbeiterwohlfahrt gehört zu den sechs Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege 
und wird bundesweit von über 335.000 Mitgliedern, 66.000 ehrenamtlich engagierten 
Helferinnen und Helfern sowie 225.000 hauptamtlichen Mitarbeiter*innen getragen.  

----------------------------------------------------------------------------------------------- 


